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D
IE

ZEITUNG
KOMMUNALE

Die Pandemie wird unsere Ge-
sellschaft, unsere Art des Zusam-
menlebens tiefgreifend verän-
dern. Im Fokus stehen dabei vor 
allem die negativen Folgen. Gan-
ze Branchen befinden sich in ei-
ner existenzbedrohenden Krise, 
Menschen fürchten um ihr Aus-
kommen, die finanziellen Lasten 
werden die Kommunen noch ein-
mal stärker unter Druck setzen. 
Umso mehr ist es erforderlich, 
dass auch mögliche Chancen in-
folge der Pandemie genutzt wer-
den. Oder besser: Corona eröffnet 
Handlungsspielräume, die nur mit 
durchdachter Politik zu füllen sind. 
Die SPD hat bereits einen Teil der 
Hausaufgaben erledigt, sie hat im 
Zukunftsprogramm für die Bun-
destagswahl an entscheidenden 
Stellen die richtigen Vorschläge 
unterbreitet. Jetzt kommt es auch 
auf die kommunale Familie an, da-
mit aus den Chancen auch zählba-
re Ergebnisse werden – und nicht 
zuletzt der Schulterschluss vor 
den wichtigen Wahlen in Bund 
und Land gelingt.

Anhand von vier Beispielen möch-
te ich diesen Zusammenhang 
noch einmal verdeutlichen: 

Erstes Beispiel sind unsere Innen-
städte und Ortskerne: Hier las-

sen sich an vielen Orten die ne-
gativen Corona-Folgen am deut-
lichsten ablesen. Nicht nur die 
kleinen Einzelhändler, sondern 
auch große Ketten ziehen sich 
aufgrund finanzieller Engpäs-
se zurück. Dieses Phänomen ist 
nicht allein auf die Pandemie zu-
rückzuführen, der ausufernde In-
ternethandel tut hier sein Übri-
ges. Das hat zur Folge, dass un-
sere Innenstädte in den zurück 
liegenden Jahren häufig beliebi-
ger und verwechselbarer gewor-
den sind. Hier eine Trendumkehr 
zu erreichen, ist wahrlich keine 
leichte Aufgabe. Die Bundes-SGK 
hat jüngst die Vorarbeit für ein Im-
pulspapier „Impulse für das Herz 
der Stadt – Positionspapier zur 
Zukunft der Innenstädte“ geleis-
tet, das mittlerweile vom Partei-
vorstand beschlossen worden ist. 
Im Kern geht es darum, wichtige 
Strukturen zu verbessern und neu-
en, sinnvollen Nutzungen künftig 
mehr Gewicht zu verleihen. Kul-
turelle, soziale, gastronomische 
sowie freizeitbezogene Angebo-
te müssen in den Zentren ebenso 
ihren Platz finden wie Bildungs- 
oder Wohnmöglichkeiten. Wir be-
nötigen einen langen Atem, Ex-
perimentierfreude und den Wil-
len zur Kooperation über Fachres-
sorts hinweg. Und: Wir brauchen 

eine verlässliche finanzielle Aus-
stattung der Kommunen genauso 
wie Förderprogramme von Bund 
und Land, die den Kommunen bei 
ihrer Transformationsaufgabe hel-
fen.

Beispiel Nummer zwei belegt, 
dass die SPD auch hier bereits ge-
liefert hat. Auf ihre Initiative hin 
ist das Baulandmobilisierungs-
gesetz auf den Weg gebracht 
worden. Hinter dem sperrigen 
Namen verbirgt sich eine Rege-
lung, die gerade Kommunen mit 
angespannten Wohnungsmärkten 
deutlich unterstützt, bezahlbares 
Wohnen ermöglicht, Wohnungs-
marktspekulationen verhindert, 
sozialen Wohnungsbau stärkt und 
den Schutz für Mieterinnen und 
Mieter weiter verbessert. Kern so-
zialdemokratischer Politik ist, dass 
gutes Wohnen für alle Menschen 
möglich sein muss. Wohnen mit 
Qualität und zu fairen Preisen darf 
kein Privileg von Besserverdienen-
den sein! 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser,
auf uns kommt es an! Oder bes-

ser gesagt: Auch auf uns! In den 

kommenden Monaten sind wir 

dazu aufgerufen, die Grundla-

gen für die gute Zukunft sozi-

aldemokratischer Kommunal-

politik zu legen. Jetzt werden 

einige anmerken: Die Kommu-

nalwahl war doch gerade erst!? 

Das ist richtig – und trotzdem: 

Bei der Bundestagswahl am 

26. September 2021 und der 

NRW-Landtagswahl am 15. Mai 

2022 entscheidet sich nicht nur 

die Zukunft der SPD als Volks-

partei, sondern auch, welche 

Gestaltungsmöglichkeiten wir 

Kommunalos in den kommen-

den Jahren haben. Deswegen 

geht es für die Städte, Gemein-

den und Kreise um nicht wenig, 

wenn die Menschen darüber 

bestimmen, wie sich Bundes- 

und Landestag zusammenset-

zen. Denn ohne gute Rahmen-

bedingungen – diese Erfahrung 

haben wir alle gemacht – kann 

erfolgreiche Kommunalpolitik 

nicht gelingen. Jetzt ist es nö-

tig, dass wir noch einmal die 

Ärmel hochkrempeln und den 

Schulterschluss über die poli-

tisch-staatlichen Ebenen üben. 

Für die Wählerinnen und Wäh-

ler müssen wir ein einheitli-

ches Bild schaffen, das deutlich 

macht, für was die Sozialdemo-

kratie steht! Das muss uns noch 

besser gelingen als bisher. Das 

wird uns besser gelingen, wenn 

wir Kommunalos dabei mithel-

fen – und umgekehrt die Bun-

des- und Landesebene die Inte-

ressen der Kommunen noch et-

was besser in den Blick nimmt. 

Euer Frank Baranowski
Vorsitzender der SGK NRW
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Zukunft vor Ort!
Chancen nutzen – Zusammenleben stärken

© Manfred Schnell | Pixabay 

Von Maik Luhmann, Landesgeschfäftsführer der SGK NRW
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Die Belastungen, vor die uns die 
Corona-Pandemie stellt, sind viel-
fältig: Das Gesundheitssystem, die 
Wirtschaft, der Sport, die Kultur – 
sie alle tragen die Last, die uns die 
Pandemie aufbürdet. Diese Last 
ist sichtbar, denn als gesellschaft-
liche Akteure stehen sie im Blick-
feld des öffentlichen Interesses. 
Im Zuge der Pandemie erleben 
wir jedoch auch Belastungen, die 
vor Ort in den Kommunen zwar 
gegenwärtig, in der öffentlichen 
Wahrnehmung aber weit weni-
ger präsent sind: die Belastungen 
der Eltern und Kinder. Diese sind 
extrem hoch. Und während sie 
mit der Dauer der Pandemie im-
mer weiter ansteigen, spitzt sich 
die Lage in den Kommunen in Be-
zug auf die Elternbeiträge für Kin-
dertageseinrichtungen, Kinder-
tagespflege, Offenen Ganztag 
sowie sonstigen schulischen Be-
treuungsformen immer weiter zu. 
Denn trotz der coronabedingten 
Einschränkungen zahlen die Eltern 
in Nordrhein-Westfalen nach wie 
vor die vollen Beiträge. Ein dop-
peltes Dilemma. 

Jeder Tag vor Ort in den Famili-
en zeigt wie prekär die Situation 
ist: Durch Distanzunterricht und 
dem eingeschränkten Pandemie-
betrieb im Kita-Bereich stieg der 
Betreuungsaufwand zuletzt er-
heblich – in Pandemiezeiten stellt 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf viele vor große Herausfor-
derungen und Belastungen. Bei-
spiel Kindertagesbetreuung: Hier 
wurden die Eltern dazu aufgeru-
fen, ihre Kinder bis einschließlich 
22. Februar nicht in die Kita zu 
bringen, um einen Beitrag gegen 
die Verbreitung des Virus zu leis-
ten. Diesem Aufruf sind zahlrei-
che Eltern gefolgt. Nicht nur das: 
Mit der Öffnung nach dem ers-
ten Lockdown im Jahr 2020 wur-

de zwar die Betreuungszeit um 
zehn Stunden reduziert, der Bei-
tragssatz blieb indes unverändert 
hoch. Das ist nicht nur ungerecht, 
sondern auch völlig inakzeptabel. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich in 
der Offenen Ganztagsbetreuung 
in den Grundschulen. Hier fin-
det aktuell nur eine Notbetreu-
ung statt. Aufgrund der Betreu-
ungs- und Belastungssituation for-
dern die Schulleitungen die Eltern 
auf, die Kinder nur dann in die 
OGS zu bringen, wenn dies zwin-
gend erforderlich ist. Viele Kin-
der konnten die OGS-Betreuung 
seit Monaten nicht oder nur teil-
weise nutzen – obwohl die Beträ-
ge ungekürzt weiterbezahlt wer-
den mussten. Die kommunalen 
Spitzenverbände hatten das Land 
gebeten, diese Kosten hälftig zu 
übernehmen. Die Kommunen wä-
ren bereit, diese Lasten trotz der 
finanziellen Ausfälle durch die Co-
rona-Krise im Sinne ihrer vor Ort 
lebenden Familien zu schultern. 

Für den Monat Januar ist das ge-
schehen. Doch in den Monaten 

darauf gingen die Familien wieder 
leer aus. Dabei wissen wir längst, 
wie immens die Schäden sind, die 
die Corona-Pandemie bei Kindern 
und Jugendlichen anrichtet. Nach 
aktuellen Schätzungen leidet ak-
tuell jedes dritte Kind zwischen 11 
und 17 Jahren coronabedingt un-
ter psychischen Auffälligkeiten. 
Viele Familien beklagen darüber 
hinaus Geldsorgen. Ihnen auch 
noch das Gefühl gesellschaftli-
cher Solidarität vorzuenthalten, 
ist Ausdruck sozialer Kälte. 

Mir ist klar: Eine finanzielle Ent-
lastung kann die wichtige sozia-
le Funktion der Betreuung unter 
den Aspekten der frühkindlichen 
Bildung und der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf nicht ersetzen. 
Doch sie kann den Familien signa-
lisieren, dass ihre Sorgen und Nö-
te ernstgenommen werden. Die 
Kommunen werden aus diesem 
Grund selbstverständlich erneut 
ihren Teil für das gesamte Kinder-
gartenjahr dazu beitragen. Doch 
solange das Land sich nicht be-
wegt, bleibt das Wort Solidarität 
zwischen Kommunen und Land in 
NRW ein frommer Wunsch an die 
Landesregierung – auf Kosten der 
Familien.
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Ebenso wenig dürfen Wohnungen 
zu reinen Rendite- und Spekulati-
onsobjekten verkommen. Hierfür 
ist nun endlich eine geeignete Re-
gelung geschaffen worden. Jetzt 
muss die NRW-Landesregierung 
liefern und unverzüglich eine ent-
sprechende Rechtsverordnung zur 
Umsetzung auf den Weg bringen. 
Für Städte und Gemeinden erge-
ben entscheidende Steuerungs-
möglichkeiten: 

 � Mieter:innen werden vor Spe-
kulationen geschützt, indem 
Geschäftsmodellen zur Um-
wandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen in angespann-
ten Wohnungsmärkten ein Rie-
gel vorgeschoben wird. 

 � In Innenstadtbereichen, in de-
nen kein Bebauungsplan gilt, 
wird ein so genannter sektora-
ler Bebauungsplan zur Verfü-
gung gestellt. Mit ihm können 
die Gemeinden in diesen Gebie-
ten bestimmen, dass dort min-
destens ein bestimmter Anteil 
an geförderten Wohnungen 
entstehen muss. 

 �Wenn Grundstücke aus Speku-
lationsgründen brach liegen ge-
lassen werden, können Städte 
mit angespanntem Wohnungs-
markt künftig Eigentümer:innen 
mit einem Baugebot einfacher 
verpflichten, dort Wohnungen 
zu bauen. Neu ist auch, dass die 
Gemeinde das Grundstück auch 
zugunsten einer kommuna-
len Wohnungsbaugesellschaft 
übernehmen kann. 

 � Städte und Gemeinden wer-
den auch beim Vorkaufsrecht 
gestärkt. Insbesondere in an-
gespannten Wohnungsmärk-
ten wird die Ausübung erleich-
tert. Auch gegen verwahrloste 
Grundstücke und städtebau-
liche Missstände (Schrottim-
mobilien) kann zukünftig mit 
dem Vorkaufsrecht vorgegan-
gen werden. So kann Bauland 
leichter für den Bau bezahlbarer 
Wohnungen bereitgestellt wer-
den.

Das dritte Beispiel betrifft das 
Klimaschutzgesetz: Auch hier 
haben mit Svenja Schulze und 
Olaf Scholz SPD-Verantwortli-
che nach dem Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil das Heft des 

Handelns in die Hand genom-
men und konkrete Vorschläge 
auf den Weg gebracht. Es wird 
künftig nicht ohne die Kommu-
nen funktionieren, wenn bis zum 
Jahr 2045 Klimaneutralität in der 
Bundesrepublik Deutschland er-
reicht werden soll. Denn sämt-
liche Klimaschutzmaßnahmen 
sind konkret und finden vor Ort 
statt – unabhängig davon, ob 
es sich um regenerative Ener-
gieerzeugung handelt, um kli-
mafreundliche Stadtgestaltung 
insgesamt oder um die Schaf-
fung eines neuen Bewusstseins 
für den Klima- und Ressourcen-
schutz. All das betrifft die Men-
schen in den Städten, Gemein-
den und Kreisen. Hierfür wer-
den umfangreiche politische Dia-
log- und Entscheidungsprozesse 
notwendig sein. Diese müssen 
gestaltet werden – da sind wir 
Kommunalos mit gefordert. Aber 
es geht auch um Milliardeninves-
titionen – und da stehen Bund 
und Länder in der Pflicht, damit 
diese Anstrengungen nicht zum 
Großteil zulasten der kommuna-
len Haushalte gehen!

Viertes Beispiel ist das Thema 
Respekt. „Aus Respekt vor Dei-
ner Zukunft“ hat Olaf Scholz sei-
ne Kandidatenrede auf dem Bun-
desparteitag überschrieben und 
darum geht es! Wir brauchen ei-
ne neue Kultur des gesellschaft-
lichen Miteinanders und des re-
spektvollen und solidarischen 
Umgangs mit den Menschen in 
unserem Lebensumfeld. Diese 
sozialdemokratischen Grundtu-
genden sind erforderlich, um im 
Bund, in den Ländern und den 
Städten und Gemeinden eine 
bessere Zukunft für uns alle zu 
schaffen. Dafür ist Respekt eine 
Grundvoraussetzung und die Fä-
higkeit, aufeinander zuzugehen 
und einander zuzuhören. Aber 
es geht dabei um noch mehr, 
nämlich um den Respekt vor un-
seren Kommunalpolitikerinnen 
und -politikern und deren ehren-
amtlich geleisteter Arbeit für die 
Allgemeinheit. Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier hat das 
kürzlich bei der Vorstellung des 
Portals „Stark im Amt“ so be-
schrieben: „Wir müssen verlore-
ne Zivilität zurückerobern!“ Da-
bei und bei den anderen darge-
stellten Themen wünsche ich uns 
viel Erfolg!

Zukunft vor Ort!
Chancen nutzen – 
Zusammenleben stärken

Von Elke Kappen, Bürgermeisterin und Dezernentin für Familie, Jugend, Schule und Sport der Stadt Kamen

Elternbeiträge während der Pandemie:
Solidarisch für die Familien? 

© Karolina Grabowska | Pexels
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Kunstort SPD mit Thomas Hugo
Unnaer Künstler zeigt seine Bilder im Fraktionsbüro
In Zeiten der Pandemie ist Kre-
ativität gefragt. Dass es dabei 
nicht nur um die Lösung politi-
scher Herausforderungen geht, 
zeigt die SPD-Fraktion im Rat der 
Kreisstadt Unna mit ihrer Initia-
tive Kunstort SPD. Thomas Hu-
go, freischaffender Grafiker und 
Künstler, zeigt seine Werke im 
Rahmen einer kleinen Ausstel-
lung. Mit den Fraktionsräumen 

soll so ein Ort geschaffen wer-
den, wo heimische Künstler zu-
mindest einigen Menschen ih-
re Bilder zeigen können. Tho-
mas Hugo: „Tolles Licht und 
große Wände lassen die Bilder 
so richtig wirken“. Ein Konzept, 
das auch Fraktionen in anderen 
Kommunen ihren heimischen 
Künstler:innen zur Verfügung 
stellen könnten.
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In Münster brennt eine Israel-
flagge vor der örtlichen Synago-
ge, ebenso in Bonn, wo zudem 
mit Steinen der Synagogenein-
gang beschädigt wird. In Gelsen-
kirchen demonstrieren rund 200 
Menschen und rufen widerwär-
tige Sprüche wie „Scheiß Juden“. 
Stellt sich nun die Frage, ob wir 
ein Problem mit Antisemitismus 
und Rassismus in Deutschland ha-
ben? Um es klar zu sagen: Ja, wir 
haben ein Problem und wir müs-
sen es mit aller Kraft bekämpfen 
- gerade vor Ort, in den Städten 
und Gemeinden!  

Meinungsfreiheit ist ein hohes 
Gut, ist sie doch in vielen Ländern 
leider bis heute nicht selbstver-
ständlich. Doch es gibt klare Gren-
zen! Eine dieser Grenzen ist, dass 
die gesicherte Existenz Israels Teil 
der deutschen Staatsräson ist. So-
mit ist jeder Angriff auf Israel und 
insbesondere auf das Judentum 
ein Angriff auf uns.  

Wir Kommunalos müssen an der 
Seite jüdischen Lebens in Deutsch-
land stehen! Klare Kante aus den 
Rathäusern und den Räten sind 
ein Teil des richtigen Weges gegen 

diese widerwärtige Hetze. Keinen 
Fußbreit dem Hass gegen Juden, 
aber auch generell kein Millimeter 
Platz für Rassismus und Antisemi-
tismus!  

Erschreckend, wenn dieser Hass 
von zugewanderten Menschen 
kommt. Dann zeigt sich, dass Inte-
gration nicht allumfassend gelingt. 
Denn Integration bedeutet auch, 
ein Wertesystem anzuerkennen. 
Die gerne weggeredeten Parallel-
gesellschaften sind ein Problem. 
Hier darf Politik nicht wegschau-
en. Gelingende Integration ist ein 
wichtiger Schlüssel zur Verteidi-
gung unserer liberalen und sozia-
len Demokratie. Nicht minder ver-

urteilenswert ist es, wenn Deut-
sche gegen jüdische Menschen 
hetzen. Hier paart sich fehlen-
de Toleranz mit einem eklatanten 
Maß an Geschichtsvergessenheit. 
Und genau das macht den drin-
genden Handlungsbedarf noch 
einmal deutlich. 

Wenn wir uns gegen Hetze und 
Vorurteile stellen, dann kämpfen 
wir aktiv für Toleranz und unsere 
Demokratie. Sie gilt es zu verteidi-
gen. Es ist umso wichtiger neben 
der klaren Kante auch Taten folgen 
zu lassen und sich aktiv mit allen 
politischen Möglichkeiten gegen 
solche Angriffe zur Wehr zu set-
zen und mit intensiverem Enga-

gement für eine gelingende Integ-
ration zu arbeiten. Das gelingt nur 
vor Ort. Jedoch sind nicht nur die 
Kommunen gefordert – nein, das 
betrifft alle staatlichen Ebenen.  

Klimaschutz 
Deutschland soll bis zum Jahr 
2045 klimaneutral sein. Beim 
Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und der Digitalisierung der 
Stromnetze kommt es auch auf 
die Kommunen sowie die kom-
munalen Unternehmen an, z.B. 
bei der Steigerung der Energie-
effizienz, beim Ausbau Wasser-
stofftechnologie, bei Investitio-
nen in klimafreundliche Gebäu-
de etc. 

Mobilität 
Die SPD möchte bis 2030 das mo-
dernste Mobilitätssystem Europas 
aufbauen. Das ist eine gesamt-
staatliche Aufgabe. Der Bund soll 
Austauschprogramme und die 
Modernisierung der vorhande-
nen Flotten mitfinanzieren. För-
derprogramme und ein geänder-
tes Straßenverkehrsrecht sollen 
Kommunen dabei unterstützen, 
in Städten mehr Fläche für öffent-
lichen Verkehr, Fußgänger:innen 
und Radfahrer:innen zu schaffen 
(Kapitel 2.2). 

Digitalisierung 
Die Versorgung aller Haushal-
te und Unternehmen mit einer 
Bandbreite von mindestens ei-
nem Gigabit soll durch gesetz-

lich festgelegte Ausbau-, Versor-
gungs- und Zwischenziele garan-
tiert werden. Bund, Länder und 
Kommunen werden zur Bereit-
stellung digitaler Verwaltungs-
dienstleistungen verpflichtet. Bei 
Schulen will die SPD weiter inves-
tieren und ein Modernisierungs-
programm des Bundes aufsetzen, 
das sowohl den Sanierungsbe-
darf der Schulgebäude als auch 
die digitale Ausstattung umfasst 
(Kapitel 2.3). 

Gesundheit 
Die SPD möchte eine stärkere 
Öffnung von Krankenhäusern für 
ambulante, teambasierte und in-
terdisziplinäre Formen der Ver-
sorgung. Der öffentliche Gesund-
heitsdienst braucht bessere Rah-
menbedingungen, eine bessere 
Ausstattung und eine faire Ver-
gütung (Kapitel 2.4). 

Kommunen 
Der Bund soll das Investitions-
niveau mit mindestens 50 Milli-
arden Euro pro Jahr weiter fort-
setzen. Ein zentraler Akteur beim 
Investitionsgeschehen sind die 
Kommunen – ihre Investitions-
kraft muss erhalten und gestärkt 
werden. Soziale Dienstleistungen 
dürfen nicht abhängig von der 

finanziellen Leistungsfähigkeit 
der Kommune sein. Dazu brau-
chen wir flächendeckend starke 
und handlungsfähige Kommu-
nen. Ein nötiger Schritt ist, den 
besonders hoch verschulde-
ten Kommunen einmalig ho-
he Altschulden abzunehmen 
(Kapitel 2.5). Es braucht eine 
Modernisierungsoffensive für 
die öffentliche Verwaltung 
auf allen Ebenen sowie eine 
hinreichende Personalaus-
stattung (Kapitel 2.8). 

Wohnen 
Die SPD setzt auf die gemeinsa-
me Verantwortung aller Beteilig-
ten für den erforderlichen Neu-
bau von geförderten Wohnun-
gen, die Quartiersentwicklung 
und den Klimaschutz. Daneben 
eine neue Wohnungsgemein-
nützigkeit und damit ein zusätz-
liches nicht gewinnorientiertes 
Segment auf dem Wohnungs-
markt. Die Bodenpolitik wird am 
Gemeinwohl orientiert: Bund, 
Länder und Kommunen sollen 
öffentliches Eigentum an Grund-
stücken sichern und vermehren, 
um die Spekulation zu stoppen. 
Mit der Schaffung von Boden-
fonds erhalten Kommunen ein 
Instrument für die nachhaltige 

Stadtentwicklung und bezahlba-
ren Wohnungsbau (Kapitel 3.6). 

Kinder, Jugend, Familie 
Die SPD möchte gute und bei-
tragsfreie Kitas, ein Ganztagsan-
gebot für Schulkinder und eine 
soziale Infrastruktur für Kinder 
und Jugendliche. Kinder und Ju-
gendliche müssen auf allen Ebe-
nen an politischen Prozessen be-
teiligt werden (Kapitel 3.7). 

Kultur 
Zur Förderung von Kunst und 
Kultur müssen die bestehenden 
Infrastrukturen aufrechterhalten 
und die Produktionsmöglichkei-
ten auch in der freien Szene ge-
sichert werden. Die Kommunen 

müssen finanziell dauerhaft in 
die Lage versetzt werden, Kunst 
und Kultur aus eigener Kraft zu 
fördern. Wir werden die Bundes-
kulturfonds ausbauen und Pro-
gramme auflegen, mit denen 
kulturelle Freiräume gesichert 
und entwickelt werden können 
(Kapitel 3.11). 

Fazit 
Die SPD wird die kommunal-
freundliche Politik der vergange-
nen Jahre fortsetzen. Es ist an uns, 
im bevorstehenden Wahlkampf 
das nicht nur einzufordern, son-
dern auch den Wähler:innen ge-
genüber zu vertreten. Denn hier-
in liegt ein wichtiges Unterschei-
dungsmerkmal.

Bundespolitik 3

SPD beschließt Zukunftsentwürfe

Die SPD hat sich auf ihrem Bundesparteitag am 

9. Mai 2021 ein Zukunftsprogramm für die Bun-

destagswahl gegeben. Ja, vielleicht erscheint es 

in diesen aufgeregten Zeiten etwas bieder, wenn 

man tut, was man sagt. Aber letztlich muss sich 

doch politisches Handeln daran messen lassen, 

wie glaubwürdig und zuverlässig die politischen 

Akteure sind. Wir haben das SPD-Programm 

und einige der darin enthaltenen kommunalpo-

litischen Anknüpfungspunkte etwas genauer 

unter die Lupe genommen.
Unser Zukunftsprogramm

Das Zukunftsprogramm 
der SPD

––
Wofür wir stehen. Was uns antreibt.   

Wonach wir streben.

Handeln gegen Hetze
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Parteiübergreifendes Signal am 
Neubau der Synagoge Neuss.
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Müssen sich bei einer Ratssit-
zung wirklich alle Ratsmitglieder 
in einem Raum versammeln oder 
reicht es, wenn einige sich nur per 
Video dazuschalten? Bei näherem 
Hinsehen spricht alles dafür, auch 
im Zeitalter der „Digitalisierung“ 
auf die körperliche Anwesenheit 
der Entscheidungsträger*innen zu 
bestehen.  

Bei „hybriden Sitzungen“ gibt es 
zunächst einmal ganz praktische 
Probleme: Was passiert, wenn 
bei der entscheidenden Abstim-
mung auf einmal die Internetver-
bindung der Ratsfrau X aus dem 
Außenort streikt? Wie gehen ge-
heime Abstimmung bei hybriden 
Sitzungen? Was gilt für die Be-
schlussfähigkeit? Natürlich sind all 
diese Fragen regelbar. Dabei soll-
te aber nicht vergessen werden: 
Verfahrensregeln haben die Funk-

tion, Legitimation und faktische 
Akzeptanz für Entscheidungen 
auch dann zu erzeugen, wenn ei-
nige den Inhalt der Entscheidung 
nicht teilen, ja sogar grundfalsch 
finden. Verfahrensregeln müssen 
daher eindeutig und über jeden 
Zweifel erhaben sein. Entschei-
dungen sollten nicht von Zufällig-
keiten wie einer lokalen Verbin-
dungsstörung abhängen, die alle 
Ratsmitglieder aus einer Ortslage 
von der Abstimmung ausschließt.  

Gewichtiger noch sind grundsätz-
liche Einwände: Kommunikation 
über den Bildschirm ist bei den 
aktuellen technischen Möglich-
keiten nicht annähernd das Glei-
che wie Kommunikation unter An-
wesenden: Der Zwischenruf, das 
Zu- oder Abwenden, das Raunen, 
das bei einem Redebeitrag durch 
den Saal geht. Die Sitzungsunter-
brechung, bei der Ratsmitglieder 
vor der Tür um eine Lösung ringen 
und dabei die ganze Palette von 
Kommunikationsformen wie Ges-
tik und Mimik einsetzen. All das 
geht verloren, wenn nicht mehr 
alle Ratsmitglieder am gleichen 
Ort sind. Auch lokale Politik funk-
tioniert nicht allein über das nüch-
terne Abarbeiten von Tagesord-
nungspunkten, sondern durch ei-
ne Politisierung relevanter Fragen 
der örtlichen Gemeinschaft. Und 
die wird nur stattfinden, wenn Po-

sitionen klar markiert und leben-
dig debattiert werden.

Die Ratssitzung als Fest 
der Demokratie 

Nicht unterschätzen sollten wir 
auch die Symbolik einer gemein-
samen Sitzung in einem – im Ide-
alfall – würdigen Rahmen. In der 
Ratssitzung werden aus Ratsfrau 
X und Ratsherrn Y mit ihren pri-
vaten Eigeninteressen Vertrete-
rinnen und Vertreter des ganzen 
Gemeindevolkes, die ihre Ent-
scheidungen alleine am öffentli-
chen Wohl ausrichten müssen (§ 
43 Abs 1 Gemeindeordnung). Dies 
muss auch sinnlich erfahrbar sein; 
Ratssitzungen sind zugleich auch 
immer Feste der örtlichen De-
mokratie. Dieses wie auch ande-
re Gemeinschaftserlebnisse lassen 
sich durch eine Videokonferenz 

nicht simulieren, weswegen Men-
schen trotz hervorragender Über-
tragungstechnik „nach Corona“ 
mit Sicherheit wieder beginnen 
werden, sich körperlich zu treffen, 
ins Fußballstadion zu gehen oder 
Live-Konzerte zu besuchen.  

Videoübertragungen für inter-
essierte Bürgerinnen und Bürger 
sind gut und sollten flächende-
ckend angeboten werden. Alles 
Weitere dürfte für Kommunalver-
waltungen, für die eine elektroni-
sche Aktenführung überwiegend 
noch Science-Fiction ist, eine er-
hebliche Herausforderung darstel-
len. Sollte die Technik irgendwann 
so weit sein, dass sie nicht nur 
überall verlässlich funktioniert, 
sondern auch die körperliche An-
wesenheit von Personen ohne 
Verluste simulieren kann, mag die 
Debatte neu geführt werden. 

Im März 2021 trat in Bayern eine 
Änderung der Gemeindeordnung 
in Kraft, die den Kommunen die 
Zulassung von sogenannten Hy-
bridsitzungen ermöglicht. Die 
Kommunen haben in der Folge 
die Möglichkeit die Sitzungsteil-
nahme durch Ton-Bild-Übertra-
gung in ihren Geschäftsordnun-
gen zu regeln. Für das Jahr 2021 
besteht eine Sonderregelung, 
nach der auch der Beschluss mit 
einer Zweidrittelmehrheit des je-
weiligen Stadt- bzw. Gemeindera-
tes ausreicht, um Hybridsitzungen 
möglich zu machen.  

In einer Umfrage unter den sozi-
aldemokratischen (Ober-)Bürger-
meisterinnen und (Ober-)Bürger-
meistern in Bayern gaben jedoch 
nur acht Prozent an, bereits eine 
Hybridsitzung abgehalten bzw. 
in Kürze eine audiovisuelle Sit-
zung geplant zu haben.  In eini-
gen Kommunen steht die entspre-
chende Entscheidung noch bevor. 
Dies liegt auch daran, dass erst am 
29. April 2021 die Anwendungs-
hinweise zu den Regelungen ei-

ner Sitzungsteilnahme durch Ton-
Bild-Übertragung des Bayerischen 
Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration veröffent-
licht wurden, auf die viele Verwal-
tungen noch gewartet haben.  

Ein großer Unterschied lässt sich 
zwischen großen Städten und 
kleineren Gemeinden und Märk-
ten feststellen. Während die klei-
nen Kommunen vor allem die 
schlechte Internetverbindung und 
die – mit der notwendigen tech-
nischen Aufrüstung verbundenen 
– Kosten als Hinderungsgrund 
für die Einführung von Hybridsit-
zungen anführen, versuchen die 
großen Städte die Möglichkeit 
schnell umzusetzen. Hier sorgt 
auch der Mangel an ausreichend 
großen Räumlichkeiten für große 
Gremiensitzungen unter Einhal-
tung von Hygieneregelungen für 
Handlungsdruck. 

In Kommunen aller Größenord-
nungen wird jedoch der Verlust 
an direktem menschlichem Aus-
tausch und damit an der mögli-

chen Schwächung der politischen 
Diskussion befürchtet. Große 
Skepsis wird auch beim Thema Be-
schlussfassung laut, hier führt vor 
allem die Unberechenbarkeit der 
Internetverbindungen im ländli-
chen Raum zu Unsicherheit. „Wo-
her wissen wir, ob ein Ratsmit-
glied absichtlich nicht abgestimmt 
hat oder gerade einfach das Inter-
net zu lahm ist? Und wie gehen 
wir damit um, wenn ein betroffe-
nes Ratsmitglied die gefällte Ent-
scheidung anficht?“ – diese und 
ähnliche Fragen stellen sich mo-
mentan viele Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister in Bayern.

Trotz aller Kritik werden auch po-
sitive Erwartungen an die hybride 
Sitzungsform geäußert. So hofft 
ein Bürgermeister, dass mit die-
ser Möglichkeit das kommunale 
Ehrenamt auch für Menschen at-
traktiver wird, deren Teilnahme 
bisher erschwert war. Als Beispiel 
könnten hier Menschen mit einer 
Bewegungseinschränkung oder 
Personen genannt werden, die 
aufgrund von Kinderbetreuung 

abends nur selten an einer Prä-
senzsitzung teilnehmen können. 
Das Gleiche gilt für ehrenamtliche 
Ratsmitglieder die beispielsweise 
durch Dienstreisen häufig an der 
Sitzungsteilnahme gehindert sind.  

Vor allem in überörtlichen Gre-
mien, wie Bezirkstagssitzungen 
oder Zweckverbänden könnte die 
audiovisuelle Sitzungsform durch 
wegfallende Fahrten zu Zeit- und 
Kostenersparnissen führen – dies 
hätte auch einen positiven um-
weltpolitischen Effekt.  

Die Entwicklungen stehen in Bay-
ern noch ganz am Anfang und 
erst im Laufe der Zeit wird sich zei-
gen, ob die Möglichkeit von hyb-
riden Sitzungen den kommunalen 
Alltag revolutionieren wird oder 
das neue Sitzungsformat eher ei-
ne Ausnahme bleibt. 

Damit wir unsere Fraktionsarbeit 
während der Corona-Pandemie 
machen können, haben wir alle 
viel gelernt, besonders den Um-
gang mit digitalen Formaten und 
Videokonferenzen. Ich bin sicher, 
dass wir nach Ende der Pande-
mie diese Möglichkeiten weiter-
hin sinnvoll für unsere politische 
Arbeit nutzen werden. Müssen 
wir nun nicht auch in NRW neue, 
digitale Formate für die Rats- und 
Ausschussarbeit einfordern? 

Einige Bundesländer haben in den 
letzten Monaten innovative For-
men für die Sitzungen in ihren 
Kommunalverfassungen veran-
kert. Vielfältige Möglichkeiten für 
die kommunale Selbstverwaltung 
bietet die bayerische Kommunal-
verfassung ihren Gemeinden und 
Landkreisen im neu formulierten 
§ 47a Gemeindeordnung (GO) 
bzw. Art. 41a Landkreisordnung 
(LKrO), die unabhängig von pan-
demischen Lagen genutzt werden 
können:

Die Gemeinderäte und Kreista-
ge dürfen in Bayern in ihren Ge-
schäftsordnungen festlegen, dass 
ihre Mitglieder mittels Ton-Bild-
Übertragung, sprich Videokonfe-
renz, an den Sitzungen des Ge-
meinderates teilnehmen können. 
Die Einführung dieser Möglich-
keit kann nur mit einer 2/3-Mehr-

heit im Rat beschlossen werden, 
sie braucht also eine tragfähige 
Mehrheit. 

Die Gestaltungsmöglichkeiten in 
der Geschäftsordnung für die di-
gitale Teilnahme an Sitzungen 
sind umfangreich. Der Gemeinde-
rat bzw. Kreistag kann (muss aber 
nicht) eine maximale Quote für 
die virtuelle Teilnahme und wei-
tere Voraussetzungen festlegen, 
zum Beispiel von der Verhinde-
rung der Teilnahme im Sitzungs-
saal.

Für die virtuelle Teilnahme an 
den Sitzungen muss sichergestellt 
sein, dass der Sitzungsleiter (Bür-
germeister/Landrat) und die vir-
tuellen Teilnehmer sich optisch 
und akustisch gegenseitig wahr-
nehmen können. Auch die im Sit-
zungssaal Anwesenden müssen 
die virtuellen Teilnehmer sehen 
und hören können. Durchdach-
te, handhabbare Lösungen finden 
sich im § 47a Abs. 3 S. 3, Abs. 4 
bis 6 bayer. GO für technische und 
sonstige Probleme. 

Die virtuellen Teilnehmer zählen 
für die Beschlussfähigkeit des Ra-
tes bzw. Kreistages mit. Sie sind 
bei den Beschlüssen, die in Bayern 
ausschließlich in offener Abstim-
mung stattfinden, stimmberech-
tigt. Nicht mitwirken dürfen sie 

allerdings bei Wahlen, die in bay-
erischen Kommunen immer in ge-
heimer Wahl durchzuführen sind. 

In Nordrhein-Westfalen bietet der 
Gesetzgeber demgegenüber le-
diglich mit den wenig durchdach-
ten Regelungen des § 60 Abs. 2 
GO bzw. § 50 Abs. 4 Kreisordnung 
die Möglichkeit, die Entscheidun-
gen von Rats- oder Kreistagsange-
legenheiten auf den Haupt- bzw. 
Kreisausschuss zu delegieren. Da-
zu muss zum einen der Landtag 
eine epidemische Lage von lan-
desweiter Tragweite festgestellt 
und 2/3 der Rats- bzw. Kreis-
tagsmitglieder zugestimmt ha-
ben. (Nebenbei bemerkt könnte 
es in Gerichtsverfahren durchaus 
interessant werden, was Verwal-
tungsgerichte in einigen Jahren 
zum Beispiel zu Bebauungsplä-
nen oder Gebührensatzungen sa-
gen, die vom Hauptausschuss be-
schlossen wurden. Schon die Be-
zugnahme in § 60 Abs. 2 GO auf § 
11 des Infektionsschutz – und Be-
fugnisgesetzes passt nicht mehr. 
§ 11 dieses Gesetzes regelt nach 
einer Gesetzesänderung nunmehr 
nicht die Feststellung der epidemi-
schen Lage, sondern die Entschä-
digung von Impfschäden.)

Räten und Kreistagen in NRW 
bleibt zum Schutz vor Corona die 
informelle Möglichkeit auf frei-

williger Basis die Zahl der teilneh-
menden Rats- und Kreistagsmit-
glieder zu verringern. Dabei müs-
sen dann aber auch alle mitma-
chen. In einigen Kommunen wird 
der gefundene Konsens – wie der 
Presse zu entnehmen ist – bereits 
wieder aufgekündigt. 

Die Vorteile der bayerischen Rege-
lung liegen auf der Hand: Die Re-
gelung gilt nicht nur in epidemi-
scher Lage, sondern jederzeit. Sie 
bietet den Kommunen ein großes 
Maß eigener Gestaltungsmöglich-
keiten für innovative Lösungen. 
Zudem wird die Wahrnehmung 
eines Ratsmandats für Menschen 
leichter, die nicht immer ohne 
weiteres im Sitzungssaal physisch 
anwesend sein können, zum Bei-
spiel familienbedingt oder weil sie 
beruflich nicht immer im Heimat-
ort sind. Zudem fallen Fahrzeiten 
weg, gerade in großen Flächen-
gemeinden oder Kreisen auch ei-
ne erhebliche Erleichterung für die 
Ausübung eines Mandats.

Durch die Schaffung digitaler Teil-
habemöglichkeiten könnte in Zu-
kunft die Übernahme von Man-
daten für viele Menschen deutlich 
attraktiver werden, auch in Nord-
rhein-Westfalen.

Diese Chancen sollten wir nutzen 
und innovative, tragfähige Rege-
lungen für die nordrhein-west-
fälische Gemeindeordnung ein-
fordern. Und vielleicht finden wir 
ja noch eine rechtssichere Mög-
lichkeit für die Durchführung von 
Wahlen in geheimer Abstimmung. 
Bayern muss doch nicht immer die 
Nase vorn haben.
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Innovatives Arbeiten in den Gremien der Kommunen:

Machen wir es den Bayern nach!
Von Marion Weike, SPD-Fraktionsvorsitzende im Kreis Gütersloh 

Von Svenja Bille-Liebner, Landesgeschäftsführerin der SGK Bayern e.V.

In Rheinland-Pfalz sind kommu-
nale Gremiensitzungen als Vi-
deokonferenzen – im Gegensatz 
zu NRW – unter bestimmten Vor-
aussetzungen möglich. Die Rege-
lung weicht insofern deutlich von 
der in NRW ab. Während sich in 
NRW der Landesgesetzgeber da-
zu entschieden hat, zur Aufrecht-
erhaltung der Beratungen und 
Beschlussfassungen in den Kom-
munen in verkleinerten Gremi-
en zu tagen und die Möglichkeit 
geschaffen hat, die Beschluss-
kompetenz mit einer Zweidrit-
telmehrheit auf den Haupt- bzw. 
Kreisausschuss zu übertragen, so 
können die Beratungen und Be-
schlussfassungen in Rheinland-
Pfalz als Video- oder Telefonkon-
ferenzen durchgeführt werden. 

Die einschlägige Regelung in der 
GemO RLP findet sich in § 35 III 
GemO. Dort heißt es: 

[…] Bei Naturkatastrophen oder 
sofern andere außergewöhnli-
che Notsituationen dies erfor-
dern dürfen Beschlüsse in einem 
schriftlichen oder elektronischen 
Umlaufverfahren oder mittels 
Video- oder Telefonkonferenzen 
gefasst werden, wenn bei Um-
laufverfahren kein Ratsmitglied 
einem solchen Verfahren wider-
spricht und bei Video- oder Te-
lefonkonferenzen zwei Drittel 
der gesetzlichen Zahl der Rats-
mitglieder einem solchen Ver-
fahren zustimmt. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend. Der Gemein-
derat ruft in seiner nächsten Prä-
senzsitzung die im Umlaufver-
fahren gefassten Beschlüsse auf 
und kann diese aufheben, soweit 
nicht bereits Rechte Dritter ent-
standen sind. Bei Video- und Te-
lefonkonferenzen ist der Öffent-
lichkeit auf elektronischem Weg 
die Teilnahme zu ermöglichen, 

sofern keine Gründe im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 entgegen-
stehen. Die Einwohnerinnen und 
Einwohner sind hierüber in ge-
eigneter Form zu unterrichten. 
[…]  

Diese gesetzliche Regelung war 
zunächst bis zum 31.03.2021 be-
fristet und ist nunmehr bis zum 
31.03.2022 verlängert worden. 

Seit Inkrafttreten dieser Rege-
lung in Rheinland-Pfalz haben 
bereits zahlreiche Ratssitzung 
im Online-Format stattgefun-
den und die Anwendung dieser 
Regelung hat in der kommuna-
len Praxis eine ganze Bandbreite 
von Reaktionen hervorgerufen, 
die von absoluter Ablehnung der 
Online-Formate reichen bis zu 
vehementen Forderungen einzel-
ner Ratsmitglieder, aus Infekti-
onsschutzgründen nur noch digi-

tale Sitzungen durchzuführen. In 
der Praxis kommt die breite Mas-
se der Ratsmitglieder gut zurecht 
mit den digitalen Sitzungen. Ins-
besondere für Ausschusssitzun-
gen oder auch den Ältestenrat 
finden die Videoformate eine im-
mer größere Beliebtheit. Gera-
de in flächengroßen Landkreisen 
oder Gemeinden lassen sich ne-
ben dem Infektionsschutz auch 
lange Anfahrten vermeiden, glei-
ches gilt für die vorbereitenden 
Fraktionssitzungen. So trägt die-
se Regelung auch zu einer bes-
seren Vereinbarkeit von Mandat, 
Beruf und Familie bei. 

Problematisch wird in Rheinland-
Pfalz - wie bei allen Übertragun-
gen - die Beachtung datenschutz-
rechtlicher Belange eingeschätzt. 
Dazu hat sich der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit eingelas-

sen, der insbesondere die Nut-
zung bestimmter Videokonfe-
renzdienste mit ausländischen 
Servern kritisch sieht. Gleichzei-
tig hat die Landeszentrale für 
Medien und Kommunikation ei-
ne Handreichung entwickelt, wie 
die Offenen Kanäle nach ihrer 
Auffassung eine rechtssichere 
Abwicklung gewährleisten kön-
nen. Insgesamt ist nach Auffas-
sung der Kommunen hier die Re-
gelung wohl als zweckdienliche 
Lösung in der Pandemiezeit an-
genommen worden.

Von Nico Steinbach MdL, SGK-Landesgeschäftsführer Rheinland-Pfalz

Kommunale Gremiensitzungen als 
Videokonferenz in Rheinland-PfalzZusammenkommen statt zusammenschalten!

Von Folke große Deters, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen in der NRWSPD und war Ratsmitglied und Kreistagsabgeordneter. 
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Expertengruppe 
Kommunalverfassungsrecht 

Die Gemeindeordnung unterliegt 
ständigem Wandel - teils politisch mo-
tiviert, teils durch äußere Umstände. 
Die Corona-Pandemie hat dem Lan-
desgesetzgeber die Anpassung an die 
pandemische Lage abverlangt. Als 
Antwort auf das Bedürfnis, auf der ei-
nen Seite Kontakte möglichst zu ver-
meiden, auf der anderen Seite poli-
tische Entscheidungsprozesse in den 
Kommunen nicht brach liegen zu las-
sen, wurde in der Gemeindeordnung 
die Möglichkeit geschaffen, die Ent-
scheidungsbefugnis des Rates auf den 
Hauptausschuss zu übertragen. Mit 
anhaltender Dauer der Pandemie hat 
sich bei vielen Ratsmitgliedern das Be-
dürfnis entwickelt, nicht nur über den 
Hauptausschuss, sondern wie bisher 
über einen ordentlichen Beratungs-
prozess, vom Fachausschuss bis hin 
zum Rat beteiligt zu werden. Dies bei 
gleichzeitiger Kontaktvermeidung. 
Kurz: In der kommunalen Praxis ent-

wickelt sich ein Bedürfnis nach digi-
talen Ausschuss- und Ratssitzungen.

Dieses Bedürfnis begegnet vielfach 
rechtlichen als auch tatsächlichen 
Bedenken. Angefangen von verfas-
sungsrechtlichen Fragestellungen, in-
wiefern so der Öffentlichkeitsgrund-
satz gewahrt werden kann, bis hin 
zur banalen Frage, ob die Technik vor 
Ort ausreichend ist und jeder einfa-
chen Zugang auch zu digitalen Ange-
boten hat.

All dies hat die SGK-Expertengruppe 
Kommunalverfassungsrecht anhand 
von Beispielen aus anderen Bundes-
ländern, die (teil-)digitale Sitzungen in 
ihre Gemeindeordnungen aufgenom-
men haben, diskutiert. Hier möchten 
wir Euch einen exemplarischen klei-
nen Einblick in den Diskussionsstand 
geben. Gerne könnt ihr Euch an der 
Diskussion beteiligen und uns Euer 
Meinungsbild hierzu mitteilen.  

Hybride Rats- uns 
Ausschusssitzungen

Hybridsitzungen als Zukunft der 
kommunalen Gremien?
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Müssen sich bei einer Ratssit-
zung wirklich alle Ratsmitglieder 
in einem Raum versammeln oder 
reicht es, wenn einige sich nur per 
Video dazuschalten? Bei näherem 
Hinsehen spricht alles dafür, auch 
im Zeitalter der „Digitalisierung“ 
auf die körperliche Anwesenheit 
der Entscheidungsträger*innen zu 
bestehen.  

Bei „hybriden Sitzungen“ gibt es 
zunächst einmal ganz praktische 
Probleme: Was passiert, wenn 
bei der entscheidenden Abstim-
mung auf einmal die Internetver-
bindung der Ratsfrau X aus dem 
Außenort streikt? Wie gehen ge-
heime Abstimmung bei hybriden 
Sitzungen? Was gilt für die Be-
schlussfähigkeit? Natürlich sind all 
diese Fragen regelbar. Dabei soll-
te aber nicht vergessen werden: 
Verfahrensregeln haben die Funk-

tion, Legitimation und faktische 
Akzeptanz für Entscheidungen 
auch dann zu erzeugen, wenn ei-
nige den Inhalt der Entscheidung 
nicht teilen, ja sogar grundfalsch 
finden. Verfahrensregeln müssen 
daher eindeutig und über jeden 
Zweifel erhaben sein. Entschei-
dungen sollten nicht von Zufällig-
keiten wie einer lokalen Verbin-
dungsstörung abhängen, die alle 
Ratsmitglieder aus einer Ortslage 
von der Abstimmung ausschließt.  

Gewichtiger noch sind grundsätz-
liche Einwände: Kommunikation 
über den Bildschirm ist bei den 
aktuellen technischen Möglich-
keiten nicht annähernd das Glei-
che wie Kommunikation unter An-
wesenden: Der Zwischenruf, das 
Zu- oder Abwenden, das Raunen, 
das bei einem Redebeitrag durch 
den Saal geht. Die Sitzungsunter-
brechung, bei der Ratsmitglieder 
vor der Tür um eine Lösung ringen 
und dabei die ganze Palette von 
Kommunikationsformen wie Ges-
tik und Mimik einsetzen. All das 
geht verloren, wenn nicht mehr 
alle Ratsmitglieder am gleichen 
Ort sind. Auch lokale Politik funk-
tioniert nicht allein über das nüch-
terne Abarbeiten von Tagesord-
nungspunkten, sondern durch ei-
ne Politisierung relevanter Fragen 
der örtlichen Gemeinschaft. Und 
die wird nur stattfinden, wenn Po-

sitionen klar markiert und leben-
dig debattiert werden.

Die Ratssitzung als Fest 
der Demokratie 

Nicht unterschätzen sollten wir 
auch die Symbolik einer gemein-
samen Sitzung in einem – im Ide-
alfall – würdigen Rahmen. In der 
Ratssitzung werden aus Ratsfrau 
X und Ratsherrn Y mit ihren pri-
vaten Eigeninteressen Vertrete-
rinnen und Vertreter des ganzen 
Gemeindevolkes, die ihre Ent-
scheidungen alleine am öffentli-
chen Wohl ausrichten müssen (§ 
43 Abs 1 Gemeindeordnung). Dies 
muss auch sinnlich erfahrbar sein; 
Ratssitzungen sind zugleich auch 
immer Feste der örtlichen De-
mokratie. Dieses wie auch ande-
re Gemeinschaftserlebnisse lassen 
sich durch eine Videokonferenz 

nicht simulieren, weswegen Men-
schen trotz hervorragender Über-
tragungstechnik „nach Corona“ 
mit Sicherheit wieder beginnen 
werden, sich körperlich zu treffen, 
ins Fußballstadion zu gehen oder 
Live-Konzerte zu besuchen.  

Videoübertragungen für inter-
essierte Bürgerinnen und Bürger 
sind gut und sollten flächende-
ckend angeboten werden. Alles 
Weitere dürfte für Kommunalver-
waltungen, für die eine elektroni-
sche Aktenführung überwiegend 
noch Science-Fiction ist, eine er-
hebliche Herausforderung darstel-
len. Sollte die Technik irgendwann 
so weit sein, dass sie nicht nur 
überall verlässlich funktioniert, 
sondern auch die körperliche An-
wesenheit von Personen ohne 
Verluste simulieren kann, mag die 
Debatte neu geführt werden. 

Im März 2021 trat in Bayern eine 
Änderung der Gemeindeordnung 
in Kraft, die den Kommunen die 
Zulassung von sogenannten Hy-
bridsitzungen ermöglicht. Die 
Kommunen haben in der Folge 
die Möglichkeit die Sitzungsteil-
nahme durch Ton-Bild-Übertra-
gung in ihren Geschäftsordnun-
gen zu regeln. Für das Jahr 2021 
besteht eine Sonderregelung, 
nach der auch der Beschluss mit 
einer Zweidrittelmehrheit des je-
weiligen Stadt- bzw. Gemeindera-
tes ausreicht, um Hybridsitzungen 
möglich zu machen.  

In einer Umfrage unter den sozi-
aldemokratischen (Ober-)Bürger-
meisterinnen und (Ober-)Bürger-
meistern in Bayern gaben jedoch 
nur acht Prozent an, bereits eine 
Hybridsitzung abgehalten bzw. 
in Kürze eine audiovisuelle Sit-
zung geplant zu haben.  In eini-
gen Kommunen steht die entspre-
chende Entscheidung noch bevor. 
Dies liegt auch daran, dass erst am 
29. April 2021 die Anwendungs-
hinweise zu den Regelungen ei-

ner Sitzungsteilnahme durch Ton-
Bild-Übertragung des Bayerischen 
Staatsministerium des Innern, für 
Sport und Integration veröffent-
licht wurden, auf die viele Verwal-
tungen noch gewartet haben.  

Ein großer Unterschied lässt sich 
zwischen großen Städten und 
kleineren Gemeinden und Märk-
ten feststellen. Während die klei-
nen Kommunen vor allem die 
schlechte Internetverbindung und 
die – mit der notwendigen tech-
nischen Aufrüstung verbundenen 
– Kosten als Hinderungsgrund 
für die Einführung von Hybridsit-
zungen anführen, versuchen die 
großen Städte die Möglichkeit 
schnell umzusetzen. Hier sorgt 
auch der Mangel an ausreichend 
großen Räumlichkeiten für große 
Gremiensitzungen unter Einhal-
tung von Hygieneregelungen für 
Handlungsdruck. 

In Kommunen aller Größenord-
nungen wird jedoch der Verlust 
an direktem menschlichem Aus-
tausch und damit an der mögli-

chen Schwächung der politischen 
Diskussion befürchtet. Große 
Skepsis wird auch beim Thema Be-
schlussfassung laut, hier führt vor 
allem die Unberechenbarkeit der 
Internetverbindungen im ländli-
chen Raum zu Unsicherheit. „Wo-
her wissen wir, ob ein Ratsmit-
glied absichtlich nicht abgestimmt 
hat oder gerade einfach das Inter-
net zu lahm ist? Und wie gehen 
wir damit um, wenn ein betroffe-
nes Ratsmitglied die gefällte Ent-
scheidung anficht?“ – diese und 
ähnliche Fragen stellen sich mo-
mentan viele Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister in Bayern.

Trotz aller Kritik werden auch po-
sitive Erwartungen an die hybride 
Sitzungsform geäußert. So hofft 
ein Bürgermeister, dass mit die-
ser Möglichkeit das kommunale 
Ehrenamt auch für Menschen at-
traktiver wird, deren Teilnahme 
bisher erschwert war. Als Beispiel 
könnten hier Menschen mit einer 
Bewegungseinschränkung oder 
Personen genannt werden, die 
aufgrund von Kinderbetreuung 

abends nur selten an einer Prä-
senzsitzung teilnehmen können. 
Das Gleiche gilt für ehrenamtliche 
Ratsmitglieder die beispielsweise 
durch Dienstreisen häufig an der 
Sitzungsteilnahme gehindert sind.  

Vor allem in überörtlichen Gre-
mien, wie Bezirkstagssitzungen 
oder Zweckverbänden könnte die 
audiovisuelle Sitzungsform durch 
wegfallende Fahrten zu Zeit- und 
Kostenersparnissen führen – dies 
hätte auch einen positiven um-
weltpolitischen Effekt.  

Die Entwicklungen stehen in Bay-
ern noch ganz am Anfang und 
erst im Laufe der Zeit wird sich zei-
gen, ob die Möglichkeit von hyb-
riden Sitzungen den kommunalen 
Alltag revolutionieren wird oder 
das neue Sitzungsformat eher ei-
ne Ausnahme bleibt. 

Damit wir unsere Fraktionsarbeit 
während der Corona-Pandemie 
machen können, haben wir alle 
viel gelernt, besonders den Um-
gang mit digitalen Formaten und 
Videokonferenzen. Ich bin sicher, 
dass wir nach Ende der Pande-
mie diese Möglichkeiten weiter-
hin sinnvoll für unsere politische 
Arbeit nutzen werden. Müssen 
wir nun nicht auch in NRW neue, 
digitale Formate für die Rats- und 
Ausschussarbeit einfordern? 

Einige Bundesländer haben in den 
letzten Monaten innovative For-
men für die Sitzungen in ihren 
Kommunalverfassungen veran-
kert. Vielfältige Möglichkeiten für 
die kommunale Selbstverwaltung 
bietet die bayerische Kommunal-
verfassung ihren Gemeinden und 
Landkreisen im neu formulierten 
§ 47a Gemeindeordnung (GO) 
bzw. Art. 41a Landkreisordnung 
(LKrO), die unabhängig von pan-
demischen Lagen genutzt werden 
können:

Die Gemeinderäte und Kreista-
ge dürfen in Bayern in ihren Ge-
schäftsordnungen festlegen, dass 
ihre Mitglieder mittels Ton-Bild-
Übertragung, sprich Videokonfe-
renz, an den Sitzungen des Ge-
meinderates teilnehmen können. 
Die Einführung dieser Möglich-
keit kann nur mit einer 2/3-Mehr-

heit im Rat beschlossen werden, 
sie braucht also eine tragfähige 
Mehrheit. 

Die Gestaltungsmöglichkeiten in 
der Geschäftsordnung für die di-
gitale Teilnahme an Sitzungen 
sind umfangreich. Der Gemeinde-
rat bzw. Kreistag kann (muss aber 
nicht) eine maximale Quote für 
die virtuelle Teilnahme und wei-
tere Voraussetzungen festlegen, 
zum Beispiel von der Verhinde-
rung der Teilnahme im Sitzungs-
saal.

Für die virtuelle Teilnahme an 
den Sitzungen muss sichergestellt 
sein, dass der Sitzungsleiter (Bür-
germeister/Landrat) und die vir-
tuellen Teilnehmer sich optisch 
und akustisch gegenseitig wahr-
nehmen können. Auch die im Sit-
zungssaal Anwesenden müssen 
die virtuellen Teilnehmer sehen 
und hören können. Durchdach-
te, handhabbare Lösungen finden 
sich im § 47a Abs. 3 S. 3, Abs. 4 
bis 6 bayer. GO für technische und 
sonstige Probleme. 

Die virtuellen Teilnehmer zählen 
für die Beschlussfähigkeit des Ra-
tes bzw. Kreistages mit. Sie sind 
bei den Beschlüssen, die in Bayern 
ausschließlich in offener Abstim-
mung stattfinden, stimmberech-
tigt. Nicht mitwirken dürfen sie 

allerdings bei Wahlen, die in bay-
erischen Kommunen immer in ge-
heimer Wahl durchzuführen sind. 

In Nordrhein-Westfalen bietet der 
Gesetzgeber demgegenüber le-
diglich mit den wenig durchdach-
ten Regelungen des § 60 Abs. 2 
GO bzw. § 50 Abs. 4 Kreisordnung 
die Möglichkeit, die Entscheidun-
gen von Rats- oder Kreistagsange-
legenheiten auf den Haupt- bzw. 
Kreisausschuss zu delegieren. Da-
zu muss zum einen der Landtag 
eine epidemische Lage von lan-
desweiter Tragweite festgestellt 
und 2/3 der Rats- bzw. Kreis-
tagsmitglieder zugestimmt ha-
ben. (Nebenbei bemerkt könnte 
es in Gerichtsverfahren durchaus 
interessant werden, was Verwal-
tungsgerichte in einigen Jahren 
zum Beispiel zu Bebauungsplä-
nen oder Gebührensatzungen sa-
gen, die vom Hauptausschuss be-
schlossen wurden. Schon die Be-
zugnahme in § 60 Abs. 2 GO auf § 
11 des Infektionsschutz – und Be-
fugnisgesetzes passt nicht mehr. 
§ 11 dieses Gesetzes regelt nach 
einer Gesetzesänderung nunmehr 
nicht die Feststellung der epidemi-
schen Lage, sondern die Entschä-
digung von Impfschäden.)

Räten und Kreistagen in NRW 
bleibt zum Schutz vor Corona die 
informelle Möglichkeit auf frei-

williger Basis die Zahl der teilneh-
menden Rats- und Kreistagsmit-
glieder zu verringern. Dabei müs-
sen dann aber auch alle mitma-
chen. In einigen Kommunen wird 
der gefundene Konsens – wie der 
Presse zu entnehmen ist – bereits 
wieder aufgekündigt. 

Die Vorteile der bayerischen Rege-
lung liegen auf der Hand: Die Re-
gelung gilt nicht nur in epidemi-
scher Lage, sondern jederzeit. Sie 
bietet den Kommunen ein großes 
Maß eigener Gestaltungsmöglich-
keiten für innovative Lösungen. 
Zudem wird die Wahrnehmung 
eines Ratsmandats für Menschen 
leichter, die nicht immer ohne 
weiteres im Sitzungssaal physisch 
anwesend sein können, zum Bei-
spiel familienbedingt oder weil sie 
beruflich nicht immer im Heimat-
ort sind. Zudem fallen Fahrzeiten 
weg, gerade in großen Flächen-
gemeinden oder Kreisen auch ei-
ne erhebliche Erleichterung für die 
Ausübung eines Mandats.

Durch die Schaffung digitaler Teil-
habemöglichkeiten könnte in Zu-
kunft die Übernahme von Man-
daten für viele Menschen deutlich 
attraktiver werden, auch in Nord-
rhein-Westfalen.

Diese Chancen sollten wir nutzen 
und innovative, tragfähige Rege-
lungen für die nordrhein-west-
fälische Gemeindeordnung ein-
fordern. Und vielleicht finden wir 
ja noch eine rechtssichere Mög-
lichkeit für die Durchführung von 
Wahlen in geheimer Abstimmung. 
Bayern muss doch nicht immer die 
Nase vorn haben.
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Innovatives Arbeiten in den Gremien der Kommunen:

Machen wir es den Bayern nach!
Von Marion Weike, SPD-Fraktionsvorsitzende im Kreis Gütersloh 

Von Svenja Bille-Liebner, Landesgeschäftsführerin der SGK Bayern e.V.

In Rheinland-Pfalz sind kommu-
nale Gremiensitzungen als Vi-
deokonferenzen – im Gegensatz 
zu NRW – unter bestimmten Vor-
aussetzungen möglich. Die Rege-
lung weicht insofern deutlich von 
der in NRW ab. Während sich in 
NRW der Landesgesetzgeber da-
zu entschieden hat, zur Aufrecht-
erhaltung der Beratungen und 
Beschlussfassungen in den Kom-
munen in verkleinerten Gremi-
en zu tagen und die Möglichkeit 
geschaffen hat, die Beschluss-
kompetenz mit einer Zweidrit-
telmehrheit auf den Haupt- bzw. 
Kreisausschuss zu übertragen, so 
können die Beratungen und Be-
schlussfassungen in Rheinland-
Pfalz als Video- oder Telefonkon-
ferenzen durchgeführt werden. 

Die einschlägige Regelung in der 
GemO RLP findet sich in § 35 III 
GemO. Dort heißt es: 

[…] Bei Naturkatastrophen oder 
sofern andere außergewöhnli-
che Notsituationen dies erfor-
dern dürfen Beschlüsse in einem 
schriftlichen oder elektronischen 
Umlaufverfahren oder mittels 
Video- oder Telefonkonferenzen 
gefasst werden, wenn bei Um-
laufverfahren kein Ratsmitglied 
einem solchen Verfahren wider-
spricht und bei Video- oder Te-
lefonkonferenzen zwei Drittel 
der gesetzlichen Zahl der Rats-
mitglieder einem solchen Ver-
fahren zustimmt. Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend. Der Gemein-
derat ruft in seiner nächsten Prä-
senzsitzung die im Umlaufver-
fahren gefassten Beschlüsse auf 
und kann diese aufheben, soweit 
nicht bereits Rechte Dritter ent-
standen sind. Bei Video- und Te-
lefonkonferenzen ist der Öffent-
lichkeit auf elektronischem Weg 
die Teilnahme zu ermöglichen, 

sofern keine Gründe im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 entgegen-
stehen. Die Einwohnerinnen und 
Einwohner sind hierüber in ge-
eigneter Form zu unterrichten. 
[…]  

Diese gesetzliche Regelung war 
zunächst bis zum 31.03.2021 be-
fristet und ist nunmehr bis zum 
31.03.2022 verlängert worden. 

Seit Inkrafttreten dieser Rege-
lung in Rheinland-Pfalz haben 
bereits zahlreiche Ratssitzung 
im Online-Format stattgefun-
den und die Anwendung dieser 
Regelung hat in der kommuna-
len Praxis eine ganze Bandbreite 
von Reaktionen hervorgerufen, 
die von absoluter Ablehnung der 
Online-Formate reichen bis zu 
vehementen Forderungen einzel-
ner Ratsmitglieder, aus Infekti-
onsschutzgründen nur noch digi-

tale Sitzungen durchzuführen. In 
der Praxis kommt die breite Mas-
se der Ratsmitglieder gut zurecht 
mit den digitalen Sitzungen. Ins-
besondere für Ausschusssitzun-
gen oder auch den Ältestenrat 
finden die Videoformate eine im-
mer größere Beliebtheit. Gera-
de in flächengroßen Landkreisen 
oder Gemeinden lassen sich ne-
ben dem Infektionsschutz auch 
lange Anfahrten vermeiden, glei-
ches gilt für die vorbereitenden 
Fraktionssitzungen. So trägt die-
se Regelung auch zu einer bes-
seren Vereinbarkeit von Mandat, 
Beruf und Familie bei. 

Problematisch wird in Rheinland-
Pfalz - wie bei allen Übertragun-
gen - die Beachtung datenschutz-
rechtlicher Belange eingeschätzt. 
Dazu hat sich der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit eingelas-

sen, der insbesondere die Nut-
zung bestimmter Videokonfe-
renzdienste mit ausländischen 
Servern kritisch sieht. Gleichzei-
tig hat die Landeszentrale für 
Medien und Kommunikation ei-
ne Handreichung entwickelt, wie 
die Offenen Kanäle nach ihrer 
Auffassung eine rechtssichere 
Abwicklung gewährleisten kön-
nen. Insgesamt ist nach Auffas-
sung der Kommunen hier die Re-
gelung wohl als zweckdienliche 
Lösung in der Pandemiezeit an-
genommen worden.

Von Nico Steinbach MdL, SGK-Landesgeschäftsführer Rheinland-Pfalz

Kommunale Gremiensitzungen als 
Videokonferenz in Rheinland-PfalzZusammenkommen statt zusammenschalten!

Von Folke große Deters, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer Juristinnen und Juristen in der NRWSPD und war Ratsmitglied und Kreistagsabgeordneter. 
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Expertengruppe 
Kommunalverfassungsrecht 

Die Gemeindeordnung unterliegt 
ständigem Wandel - teils politisch mo-
tiviert, teils durch äußere Umstände. 
Die Corona-Pandemie hat dem Lan-
desgesetzgeber die Anpassung an die 
pandemische Lage abverlangt. Als 
Antwort auf das Bedürfnis, auf der ei-
nen Seite Kontakte möglichst zu ver-
meiden, auf der anderen Seite poli-
tische Entscheidungsprozesse in den 
Kommunen nicht brach liegen zu las-
sen, wurde in der Gemeindeordnung 
die Möglichkeit geschaffen, die Ent-
scheidungsbefugnis des Rates auf den 
Hauptausschuss zu übertragen. Mit 
anhaltender Dauer der Pandemie hat 
sich bei vielen Ratsmitgliedern das Be-
dürfnis entwickelt, nicht nur über den 
Hauptausschuss, sondern wie bisher 
über einen ordentlichen Beratungs-
prozess, vom Fachausschuss bis hin 
zum Rat beteiligt zu werden. Dies bei 
gleichzeitiger Kontaktvermeidung. 
Kurz: In der kommunalen Praxis ent-

wickelt sich ein Bedürfnis nach digi-
talen Ausschuss- und Ratssitzungen.

Dieses Bedürfnis begegnet vielfach 
rechtlichen als auch tatsächlichen 
Bedenken. Angefangen von verfas-
sungsrechtlichen Fragestellungen, in-
wiefern so der Öffentlichkeitsgrund-
satz gewahrt werden kann, bis hin 
zur banalen Frage, ob die Technik vor 
Ort ausreichend ist und jeder einfa-
chen Zugang auch zu digitalen Ange-
boten hat.

All dies hat die SGK-Expertengruppe 
Kommunalverfassungsrecht anhand 
von Beispielen aus anderen Bundes-
ländern, die (teil-)digitale Sitzungen in 
ihre Gemeindeordnungen aufgenom-
men haben, diskutiert. Hier möchten 
wir Euch einen exemplarischen klei-
nen Einblick in den Diskussionsstand 
geben. Gerne könnt ihr Euch an der 
Diskussion beteiligen und uns Euer 
Meinungsbild hierzu mitteilen.  

Hybride Rats- uns 
Ausschusssitzungen

Hybridsitzungen als Zukunft der 
kommunalen Gremien?
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E-Akte, Breitbandausbau, Home 
Office – die Kommunen in NRW 
werden immer digitaler. Insbeson-
dere in Zeiten der Pandemie spielt 
die Digitalisierung in den städti-
schen Verwaltungen (urplötzlich) 
eine gewichtige Rolle. Das ist rich-
tig und auch wichtig. 

Aber: Während gefühlt über Nacht 
Home-Office-Arbeitsplätze und 
digitale Zusammenarbeitsformen 
installiert wurden, bleiben viele 
andere Fragen der kommunalen 
Digitalisierung meist auf der Stre-
cke. Noch zu oft verstehen kom-
munale Akteure Digitalisierung als 
ein rein technisches Thema und 

das finanzielle Einsparpotenzial 
steht im Fokus. Was also müssen 
kommunale Entscheider:innen be-
denken? 

1. Digitalisierung als Kulturver-
änderung: Die Einführung der E-
Akte, der Aufbau des OZG-Ser-
viceportals oder die Prozessop-
timierung in einzelnen Ämtern 
– dies alles sind tiefgreifende Ver-
änderungen, die mit der Installa-
tion von Software nicht getan ist. 
Die Digitalisierung verändert  den 
Arbeitsalltag der Beschäftigten 
grundlegend. Nutzen entsteht 
erst dann, wenn Menschen mit 
den Neuerungen umgehen kön-

nen und sie einen Mehrwert da-
hinter sehen. Das „Erklären“ des 
Mehrwerts und die Prozessopti-
mierung müssen stärker in den 
Fokus genommen werden. 

2. Digitalisierung als Umbruch 
kommunaler Organisations-
strukturen: Wer verantwortet 
die Einführung der E-Akte in den 
Ämtern? Wer trägt die Verant-
wortung der OZG-Umsetzung? 
Die Digitalisierung entblößt neue 
Fragen der Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten innerhalb 
der Verwaltung. Digitalisierungs-
fragen können nicht mehr „in der 
Linie“ gedacht und gelöst wer-

den. Demnach braucht es organi-
satorische und strukturelle Alter-
nativen zur Umsetzung der Digi-
talisierung. Dazu gehören unter 
anderem ein verstärktes Projekt-
denken und  die Verankerung von 
Digitalisierung als Querschnitts-
aufgabe.  

3. Digitalisierung ist politisch-
strategisch: Wird nach der Pan-
demie die Digitalisierung von 
der kommunalen Bildfläche ver-
schwinden? Mitnichten! Neben 
den spürbaren positiven Effekten 
für zahlreiche Angestellte, wer-
den Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister sich an der kommuna-
len Digitalisierung messen lassen 
müssen. Dieser Druck wird be-
sonders von Seiten der Stadtge-
sellschaft sowie vom Gesetzge-
ber Bund und Land kommen. So-
mit empfiehlt es sich, die strategi-
schen Weichen der Digitalisierung 
zu stellen und die politischen Be-
schlüsse auf den Weg zu bringen. 
Dazu gehört es auch eigene digi-
talpolitische Standpunkte zu erar-
beiten und in den frisch gegrün-
deten Digitalisierungs-Ausschüs-

sen zu platzieren. Die Mitwirkung 
der Kommunalpolitik kann hier ei-
ne wichtige Rolle spielen. 

Was bleibt für die „digitalen 
Kommunen“ in NRW also nach 
der Pandemie zu tun? Die Digitali-
sierung muss als massiver Kultur-
wandel für die Angestellten ver-
standen werden. Damit die ak-
tuellen Entwicklungen nicht ver-
puffen, sollten organisatorische 
Anpassungen in und außerhalb 
der Linie die weitere Bearbeitung 
digitaler Themen sichern. Und zu 
guter Letzt sollte in den Kommu-
nen Digitalisierung als strategi-
sches Thema begriffen werden. 
Und zwar so weit, dass Digitali-
sierung auch nach der Pandemie 
für spürbare Mehrwerte sorgt. 

Im Rahmen des Onlinezugangs-
gesetzes (OZG) sollen bis zum 
Jahr 2022 über 575 Verwaltungs-
leistungen digitalisiert werden. 
Die Vorteile für die Bürger:innen, 
Beschäftigten und Unternehmen 
liegen auf der Hand, bei der Um-
setzung hapert es jedoch. Was 
sind die Knackpunkte? 

Knackpunkt Ressourcen: Die 
Umsetzung des OZG ist eine 
Mammutaufgabe für die Kom-
munen, die sie nicht alleine lösen 
können. Es fehlt gerade den klei-
neren unter ihnen an finanziellen, 
fachlichen und personellen Res-
sourcen. Die Unterstützung der 
Landesregierung fokussiert sich 
allerdings vor allem auf die finan-
zielle Förderung von wenigen so-
genannten Digitalen Modellre-
gionen. Deren erfolgreiche Pro-
jekte sollen zwar grundsätzlich 
auf alle Kommunen übertragbar 
sein, wann und wie das der Fall 
ist, bleibt aber ungewiss. 

Knackpunkt Informatio-
nen: Selbst große Kommu-
nen in NRW durchdringen 
den Umsetzungsprozess des 
OZG noch nicht vollständig. 
Viele Fragen bleiben offen. 
Wie beispielsweise die so-
genannten EfA-Leistungen 
die Kommunen erreichen 
sollen, ist da nur ein Bei-
spiel. Die Landesregierung 
könnte eine Schnittstellen-
funktion zur Bundesebene 
einnehmen, versäumt dies 
bisher jedoch und sorgt 
vielmehr mit fehlender und un-
klarer Kommunikation für zu-
sätzliche Ratlosigkeit vor Ort. 

Um das OZG erfolgreich um-
zusetzen, brauchen unsere 
Kommunen in der Breite jetzt 
schnellstmöglich mehr Unter-
stützung seitens des Landes. 
Wie könnte diese aussehen? Als 
SPD-Fraktion haben wir hier kla-
re Vorstellungen: 

Kommunale Ressourcenstär-
kung: Die Landesregierung muss 
den Kommunen Investitionen in 
ihre technische und personelle In-
frastruktur im Rahmen der Digita-
lisierung ihrer Verwaltung ermög-
lichen, indem sie entsprechende 
finanzielle Mittel allen Kommunen 
zur Verfügung stellt. Im besonde-
ren Blickpunkt sollte dabei auch 
die Weiterbildung der Beschäftig-
ten stehen, z.B. durch die Schaf-

fung eines Zentrums für Digi-
talisierungsbeauftragte sowie 
die Auflegung eines Qualifi-

zierungsprogramms „Kommunale 
Digitallotsen“ nach dem Vorbild 
Baden-Württembergs. 

Optimiertes Informationsma-
nagement: Die Landesregierung 
muss die OZG-Koordinierungsstel-
le in Nordrhein-Westfalen perso-
nell und finanziell stärken. Hier-
durch wird eine bessere Steue-
rung des OZG-Umsetzungspro-
zesses ermöglicht, indem nicht 

zuletzt sichergestellt werden 
kann, dass die Kommunen alle In-
formationen erhalten, die sie be-
nötigen. 

Die Stärkung der kommunalen 
Ressourcen sowie die Optimie-
rung des Informationsmanage-
ments sind wesentliche Erfolgs-
faktoren für die Umsetzung des 
OZG in Nordrhein-Westfalen. 
Es ist entscheidend, dass die 
schwarz-gelbe Landesregierung 
hier schnellstmöglich handelt 
und die skizzierten Maßnahmen 
auf den Weg bringt. 

NRWs Kommunen sind bei der 
OZG-Umsetzung auf eine stär-
kere und wirksamere Unter-
stützung seitens des Landes an-
gewiesen. Im Interesse unse-
rer Bürger:innen, Beschäftigten 
und Unternehmen wollen wir 
als SPD-Fraktion die OZG-Um-
setzung zu einem Erfolg für alle 
werden lassen. 
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Weil Digitalisierung mehr als Technik ist
Warum Digitalisierung auch nach der Corona-Pandemie 
ein zentrales Thema der Kommunen sein muss
Von Steffen Löhr, Kreisgeschäftsführer der SGK Siegen-Wittgenstein und

Michael Herth, Public Sector-Berater und berät Landes- und Kommunalverwaltungen bei der strategischen Gestaltung und Umsetzung der Digitalisierung

Das OZG zum Erfolg führen – Was das Land jetzt tun muss
Von Christina Kampmann MdL, Sprecherin im Ausschuss für Digitalisierung und Innovation in Landtag NRW
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Das OVG verhandelt derzeit ei-
nen Rechtstreit, in dem die kla-
gende Fraktion die Neuordnung 
der Fraktionsfinanzierung im Jahr 
2017 bemängelt. Die Fraktionen 
erhalten einen nach Größenklas-
sen abgestuften jährlichen Perso-
nalkostenzuschuss. Im Jahr 2017 
beschloss der Rat eine Anpas-
sung der Fraktionszuwendun-
gen. Mit ihrer Klage, die auf die 
Feststellung der Rechtswidrigkeit 
dieses Beschlusses zielt, machte 
die Klägerin geltend, die ihr ge-
währten Zuwendungen seien zu 
niedrig und andere Fraktionen 
würden durch die Verteilungsre-

gelung gleichheitswidrig begüns-
tigt.  

Erstinstanzlich wurde die Klage 
vom Verwaltungsgericht als un-
zulässig abgewiesen. Die Kla-
gende Fraktion verstoße gegen 
den Grundsatz der Organtreue, 
der verlange, dass rechtliche Be-
denken gegen (anstehende) Be-
schlussfassungen in der verfah-
rensrechtlich gebotenen Form 
rechtzeitig geltend zu machen 
seien. Die Fraktion hatte ih-
re rechtlichen Bedenken gegen 
den angegriffenen Ratsbeschluss 
nicht rechtzeitig vor der anste-

henden Beschlussfassung oder 
jedenfalls zeitnah im Anschluss 
daran in der gebotenen Weise 
vor dem Rat erhoben.  Ob die-
ses Urteil so bestand, hat bleibt 
abzuwarten. Jedenfalls kann es 
nicht schaden, etwaige Einwen-
dungen möglichst unverzüglich 
geltend zu machen.

Die Anzahl der Themengebiete, 
mit denen Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sich im Rah-
men ihrer Amtszeit befassen müs-
sen, ist immens. Das Buch stellt In-
formationen zu den zehn Themen 
zusammen, die in der kommuna-
len Arbeit besonders relevant sind 
(u. a. Vergaberecht, Korruptions-
prävention, Bauplanungsrecht, 
Steuerpflicht, Beihilferecht). 

Darüber hinaus werden Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister 
hier bestärkt, ein in ihrer Kommu-
ne realisierbares Informations- und 
Controllingsystem zu etablieren. 
Bei der Auswahl der Themenfel-
der wurde neben ihrer besonde-
ren Komplexität auch darauf ge-

achtet, dass Verstöße hier schnell 
zu schwerwiegenden Konsequen-
zen für die Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister haben können. 
Dazu werden die Informationen 
durch nachvollziehbare Beispie-
le aus der Beratungspraxis Recht-
sprechung untermauert. 

Arnd Stiel ist Lehrbeauftragter für 
Rhetorik an der Universität Han-
nover und Geschäftsführer der 
KommunalplusBildung GmbH & 
Co. KG. Der Rechtsanwalt und 
Betriebswirt (IWW) ist darüber 
hinaus als Forschungsbeauftrag-
ter für die ISG (Innovative Stadt-
gesellschaft) tätig. Die einzelnen 
Themenbeiträge wurden von aus-
gewählten Autoren erstellt. 

KOMMUNALVERFASSUNGSRECHT IN 
NORDRHEIN-WESTFALEN
systematische Darstellung für 
Ausbildung und Praxis

Von Ernst-Dieter Bösche, Verlag Reckinger, 
4. Auflage, 2019, 410 Seiten, DIN A4, 
ISBN 978-3-7922-0253-1, 42,90€
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DIE ZEHN WICHTIGSTEN THEMEN FÜR 
BÜRGERMEISTER

Von Arnd Stiel (Hrsg.), Kommunal- und 
Schulverlag GmbH & Co. KG , 
1. Auflage 2020, 245 Seiten, DIN A5, 
ISBN: 978-3-9293-1477-0, 19,80 Euro

© Gerd Altmann | Pixabay

Zum 1. Mai 2021 hat Andreas Behncke die Landesgeschäftsstel-
le verlassen. Er wurde zum neuen Beigeordneten für Ordnung, 
Bildung, Soziales, Kultur, Sport, Jugend und Familie in Lohmar 
gewählt. Wir wünschen ihm bei seiner neuen Herausforderung 
viel Erfolg.

Nach 18 Jahren Tätigkeit als Landesgeschäftsführer hat Bernhard 
Daldrup die SGK NRW zum 1. April 2021 verlassen (ausführlicher 
Bericht in der letzten Ausgabe). Bernhard bleibt Mitglied des Deut-
schen Bundestages und kommunalpolitischer Sprecher, sodass er 
uns als beratendes Mitglied, erhalten bleibt. Wir danken Bernhard 
für die 18 Jahre erfolgreicher, abwechslungsreicher und guter Ar-
beit, er hat die SGK nachhaltig geprägt. Eine offizielle Verabschie-
dungsveranstaltung wird es nach Ende der Pandemie geben, ei-

ne kleine Online-Verabschiedung 
fand bereits statt.  

Seit dem 1. Mai 2021 ist Maik Luhmann (42) neuer Landesgeschäfts-
führer. Der Volljurist , der zudem über einen Master in Organisations-
management verfügt, wechselte von der Stadt Gelsenkirchen nach 
Düsseldorf in die Landesge-
schäftsstelle. Wir wünschen un-
serem neuen Chef einen guten 
Start und ein erfolgreiches Händ-
chen bei der täglichen Arbeit. 

Eine Darstellung über die Rechts-
grundlage, Verwendungsvor-
schriften und Regeln bei der 
Festsetzung des Betrags der 
Kreisumlage unter Verwendung 
der sorgfältig aufbereiteten rele-
vanten Rechtsprechung. 

Auch wenn die jeweilige Ge-
samtheit der kreisangehörigen 
Gemeinden und Kreise keine un-
mittelbaren finanziellen Nachtei-

le durch die Erhebung der Kreis-
umlage erfährt, ist ihr Umfang 
ein strittiges Thema, auch weil 
dadurch eine Priorisierung der 
kommunalpolitischen Aktivitä-
ten im Kreis vorgenommen wird. 
Es wird die Bedeutung der Kreis-
umlage als simples, aber detail-
liert aufgebautes und subtil ab-
gestuftes Konstrukt im Gefüge-
system öffentlicher Aufgabenfi-
nanzierung beleuchtet.

Prof. Dr. Henneke, als geschäfts-
führendes Mitglied des Deut-
schen Landkreistages, Vizepräsi-
dent des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes und Hono-
rarprofessor an der Universität 
Osnabrück mit der Thematik 
langjährig vertraut, befasst sich 
souverän und valid mit allen die 
Kreisumlage und ihre Festset-
zung betreffenden Fragen.

RECHT

Das beliebte Lehrbuch überzeugt 
auch in der neuen Ausgabe wei-
terhin durch die strukturierte 
Darstellung des Kommunalver-
fassungsrechts und qualifiziert 
sich dadurch zu einem unver-
zichtbaren Begleiter auf kommu-
naler Ebene in politischen sowie 
administrativen Fragen. Es wer-
den die bis August 2019 in Kraft 
getretenen Auflagen und die 
nach der 3. Auflage ergangene 
Rechtsprechung miteinbezogen.

Für Träger eines kommunalen 
Mandates vermittelt das Buch 
grundlegende Kenntnisse des 

Kommunalverfassungsrechts und 
leistet damit einen wertvollen 
Beitrag zu der Ausübung dieser 
verantwortungsvollen Aufgabe. 

Sehr interessant ist das Werk für 
Studierende der FH für öffentli-
che Veraltung und der Studien-
institute für kommunale Verwal-
tung, denn ihre Stoffverteilung- 
und Studienpläne werden beson-
ders berücksichtigt. 

Ernst-Dieter Bösche lehrt am Rhei-
nischen Studieninstitut für kom-
munale Verwaltung und ist Stadt-
direktor und Bürgermeister a. D. 

DIE KREISUMLAGEFESTSETZUNG

Von Prof. Dr. jur. Hans-Günter Henneke, Kommunal- und 
Schulverlag GmbH & Co KG Wiesbaden, 1. Auflage, 2020, 
345 Seiten, DIN A5, ISBN: 978-3-8293-1568-5, 39,00 Euro

Beanstandungen 
rechtzeitig vortragen 
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Die Berufswelt ändert sich rasend schnell – bedingt durch 
Digitalisierung und notwendigen Klimaschutz und beschleunigt 
durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie.

KOMPAKTINFO

 gestalten 
 von morgen 

 Die gute Arbeit 

 OFFENSIVE „SOZIAL, DIGITAL, KLIMANEUTRAL: FORTSCHRITT FÜR NRW“ 
Ein Stabilitätsfonds in Höhe von 30 Milliarden Euro für Klimaschutz und 
Beschäftigung ist unsere Antwort auf die Klimakrise und die fortschreitende 
Digitalisierung. Zum Beispiel für die Investition in klimaneutrale Produk­
tionsprozesse und die energetische Sanierung von ganzen Quartieren. 

 OFFENSIVE „MITBESTIMMUNGSLAND NRW“ 
Wir wollen mit einem Landesprogramm Gründungen von Betriebsräten 
fördern und eine vorbeugende Arbeits- und Qualifizierungspolitik 
vorantreiben. Im Interesse von besten Arbeitsbedingungen finanzieren 
wir außerdem 1.000 neue Stellen beim Arbeitsschutz.  

 OFFENSIVE „RESPEKT UND LEISTUNGSGERECHTIGKEIT NRW“ 
Jeder Job hat Wertschätzung, Sicherheit und Leistungsgerechtigkeit 
verdient. Deswegen wollen wir unter anderem ein Bündnis für 
Tariftreue zwischen der Landesregierung und den Tarifpartnern sowie 
flächendeckende Tarifverträge in allen Branchen. 

 THOMAS KUTSCHATY 

 „#SolidaritätIstZukunft 
 heißt auch: 

 Die Arbeit von morgen 
 sozial gerecht gestalten.“ 

Fraktionsvorsitzender

SPD-Fraktion im Landtag NRW 
Platz des Landtags 1 // 40221 Düsseldorf  
0211-88 44 777 // spd-fraktion@landtag.nrw.de

 Weitere Infos unter: 
 www.spd-fraktion-nrw.de 

Mehr als eine Million Menschen haben seit Beginn der Corona­Krise im März 
vergangenen Jahres ihren Job verloren. Die soziale Ungleichheit hat zugenommen. 
Wenn wir die Pandemie endlich überstanden haben, stehen wir vor neuen 
Herausforderungen. Darum müssen wir schon heute über die gute Arbeit von 
morgen sprechen.

Wir brauchen einen sozialen Neustart. Mit guten Arbeitsbedingungen, mehr 
Mitbestimmung, besseren Löhnen und einem sozial gerechten Klimaschutz. 
Wir wollen Sicherheit und Fortschritt für die Menschen in Nordrhein­Westfalen. 
Mehr Chancen auf Wohlstand und eine gute Lebensqualität – für die Vielen, 
nicht die Wenigen.

Unsere Vorschläge in aller Kürze


